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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.06.1959 

Geschäftszahl 

2496/56 

Rechtssatz 

Der Grundsatz der Amtswegigkeit des Verfahrens befreit die Partei nicht von der Verpflichtung, zur Ermittlung 
des maßgebenden Sachverhaltes beizutragen und Verzögerungen des Verfahrens hintanzuhalten. Daher ist die 
Verfahrensrüge einer Partei abzulehnen, die im Verwaltungsverfahren untätig geblieben ist, um erst vor dem 
Verwaltungsgerichtshof ihre Zurückhaltung abzulegen und das Verfahren als mangelhaft zu bekämpfen, an dem 
sie trotz gebotener Gelegenheit nicht genügend mitgewirkt hat. 


